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Bundesfinanzminister Christian Lindner hat den Zeitplan für die Einführung der Globalen Mindeststeuer vorgelegt. Nach sei-

ner Vorstellung soll diese zum 1.1.2023 umgesetzt werden, womit wohl ein Inkrafttreten gemeint sein soll. In diesem Punkt

ist er sich mit dem französischen Finanzminister einig. Ob es tatsächlich gelingt, innerhalb eines Jahres ein derartiges Pro-

jekt, welches in die Grundprinzipien der internationalen Besteuerung eingreift, umzusetzen, erscheint mehr als fraglich. Für

Steuerangelegenheiten innerhalb der EU gilt nun einmal das Einstimmigkeitsprinzip. Daher kann derzeit über das Schicksal

des Gesetzesentwurfs der EU-Kommission nur spekuliert werden. Bei genauer Betrachtung gilt der Optimismus des Bundes-

finanzministers wohl nur für die Säule 1, für die Erhebung der Mindeststeuer, nicht aber für die Säule 2, der Neuordnung

von Besteuerungsrechten im internationalen Steuerrecht. Welche Risiken sind erkennbar? Estland, Polen und Ungarn treten

bereits auf die Bremse und warnen vor zu viel Eile. Auch ist unbekannt, wann US-Präsident Joe Biden Säule 1 und 2 durch

den Kongress bekommen wird. Die Schweiz hat angekündigt, die Mindeststeuer erst ab 2024 erheben zu wollen. Andere

Länder, wie z. B. Österreich, das bereits eine Digitalsteuer als Werbeabgabe für Onlinewerbung erhebt, haben lediglich Un-

terstützung bei der Umsetzung zugesichert. Es bleibt spannend!

Entscheidungen

EuGH: Recht zum Vorsteuerabzug – irrig

von der Mehrwertsteuer befreite Erbrin-

gung von Postdienstleistungen – Mehrwert-

steuer, die für die Zwecke der Ausübung

des Rechts zum Vorsteuerabzug als im Ge-

schäftspreis der Leistung enthalten gilt

(Britisches Vorabentscheidungsersuchen)

Art. 168 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG

des Rates vom 28. November 2006 über das

gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist dahin

auszulegen, dass die Mehrwertsteuer nicht als

im Sinne dieser Bestimmung geschuldet oder

entrichtet angesehen werden kann und daher

vom Steuerpflichtigen nicht abgezogen wer-

den kann, wenn zum einen dieser und sein

Dienstleistungserbringer die betreffenden Leis-

tungen aufgrund einer falschen Auslegung des

Unionsrechts durch die nationalen Behörden

zu Unrecht für mehrwertsteuerfrei gehalten

haben, in den Rechnungen folglich keine

Mehrwertsteuer ausgewiesen wurde und nach

dem Vertrag zwischen diesen beiden Personen

die Kosten, falls diese Steuer geschuldet wür-

de, vom Leistungsempfänger zu tragen wären,

und wenn zum anderen keine rechtzeitigen

Schritte zur nachträglichen Einziehung der

nicht entrichteten Mehrwertsteuer erfolgt sind

und deshalb jedem darauf gerichteten Vorge-

hen des Dienstleistungserbringers sowie der

Steuer- und Zollverwaltung die Verjährung

entgegensteht.

EuGH, Urteil vom 13.1.2022 – C-156/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-149-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Verbuchung von Einnahmen aus

Rechten des geistigen Eigentums (Ungari-

sches Vorabentscheidungsersuchen)

1. Der Gerichtshof der Europäischen Union ist

für die Beantwortung der vom Fővárosi Törvé-

nyszék (Hauptstädtisches Stuhlgericht, Ungarn)

mit Entscheidung vom 29. Juni 2020 vorgeleg-

ten Fragen unzuständig, soweit sie sich auf die

Praxis der Steuerverwaltung eines Mitgliedstaats

beziehen, die die Prüfung und Ahndung von

Steuerdelikten im Bereich der Körperschaftsteu-

er betrifft.

2. Art. 2 Abs. 3 und Art. 31 der Vierten Richtlinie

78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 auf-

grund von Art. 50 Abs. 2 Buchst. g AEUV über

den Jahresabschluss von Gesellschaften be-

stimmter Rechtsformen in der durch die Richt-

linie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 18. Juni 2003 geänderten

Fassung sind dahin auszulegen, dass sie einer

Praxis der Steuerverwaltung eines Mitgliedstaats

nicht entgegenstehen, die Buchhaltungsunterla-

gen einer Gesellschaft mit der Begründung be-

anstandet, dass diese gegen die in den Vor-

schriften dieses Mitgliedstaats enthaltenen

Grundsätze der Vollständigkeit und der Unab-

hängigkeit der Geschäftsjahre verstoßen, auch

wenn alle anderen in diesen Vorschriften vorge-

sehenen Grundsätze der Rechnungslegung be-

achtet werden, wenn dieser Verstoß keine Ab-

weichung in einem Ausnahmefall darstellt, die

erforderlich ist, um die Beachtung des Grundsat-

zes des den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chenden Bildes sicherzustellen, und die im An-

hang des Jahresabschlusses mit der Angabe ih-

res Einflusses auf die Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage angegeben und hinreichend be-

gründet wird.

EuGH, Urteil vom 13.1.2022 – C-363/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-149-2

unter www.betriebs-berater.de

EuGH-Schlussanträge: Bestimmung eines

Mitglieds einer Mehrwertsteuergruppe als

steuerpflichtige Person – selbständige Aus-

übung wirtschaftlicher Tätigkeiten (Vorab-

entscheidungsersuchen des BFH)

Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richt-

linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der

Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern – Ge-

meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche

steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ist da-

hin auszulegen, dass er es gestattet, eng mit-

einander verbundene Personen, die einer

Mehrwertsteuergruppe angehören, für die

Zwecke der Erfüllung der Mehrwertsteuer-

pflichten als einen einzigen Steuerpflichtigen

anzusehen.

Diese Bestimmung ist jedoch dahin auszulegen,

dass sie der Regelung eines Mitgliedstaats ent-

gegensteht, die nur das die Gruppe beherr-

schende Mitglied – das über die Mehrheit der

Stimmrechte und über eine Mehrheitsbeteili-

gung am beherrschten Unternehmen in der

Gruppe der steuerpflichtigen Personen verfügt –

unter Ausschluss der übrigen Mitglieder der

Gruppe als Vertreter der Mehrwertsteuergruppe

und als Steuerpflichtigen dieser Gruppe be-

stimmt.

GAin Medina, Schlussanträge vom 13.1.2022 –

C-141/20

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-149-3

unter www.betriebs-berater.de

Niedersächsisches FG: Ausländische Be-

triebsstätten einer im Inland ansässigen Ka-

pitalgesellschaft keine Arbeitgeber i. S. d.

Art. 15 Abs. 2 Buchst. b) OECD-MA

1. Die ausländische Betriebsstätte einer im

Inland ansässigen rechtlich selbständigen Per-

son ist als solche nicht als Arbeitgeber

i. S. d. Art. 15 Abs. 2 Buchst. b) OECD-MA an-

zusehen.

2. Der von der Rechtsprechung entwickelte sog.

wirtschaftliche Arbeitgeber-Begriff stellt auf eine

„rechtlich selbständige Person“ ab.

Niedersächsisches FG, Urteile vom 16.12.2021

– 11 K 14196/20 und 11 K 14198/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-149-4 und

BB-ONLINE BBL2022-149-5

unter www.betriebs-berater.de

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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